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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg- 
ten Vorschlag der Kommission der EWG für eine Verordnung 
des Rats zur Einführung einer besonderen Einfuhrregelung für 
bestimmte Erzeugnisse aus bestimmten Drittländern 

— Drucksache V/2044 — 


A. Bericht des Abgeordneten Lange 


Die Verordnung des Rats zur Einführung einer 
besonderen Einfuhrregelung für bestimmte Erzeug- 
nisse aus bestimmten Drittländern — Drucksache 
V/2044 — wurde mit Schreiben des Herrn Präsiden- 
ten vom 27. September 1967 dem Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen federführend und 
dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten mitberatend zugewiesen. 

Der mitberatende Ausschuß hat in seiner Sitzung 
am 12. Oktober 1967 die Vorlage beraten und zu- 
stimmend zur Kenntnis genommen. Er hat aller- 
dings, was die Anhangliste anbetrifft, Erweiterun- 
gen vorgeschlagen, und zwar um Holz für Polen, 
Ungarn, Rumänien, UdSSR, Tschechoslowakei, Ju- 
goslawien (er empfiehlt in diesem Falle die Auftei- 
lung nach Zollpositionen durch den federführenden 
Ausschuß), um Kartoffeln für Polen, um Hopfen für 
die Tschechoslowakei und ggf. auch für Jugosla- 
wien, und bei Äpfeln Jugoslawien, Tschechoslowa- 
kei und Bulgarien hinzuzufügen. 

Der federführende Ausschuß hat einen Bericht des 
Regierungsvertreters entgegengenommen, aus dem 
hervorgegangen ist, daß die Kommission hinsicht- 
lich ihres Verordnungsvorschlages über den ur- 
sprünglich vom Rat erteilten Auftrag weit hinaus- 
gegangen ist; denn nach dem Auftrag des Rats 
sollte die Verordnung EWG 3/63 dem gegenwärti- 
gen Entwicklungsstand angepaßt werden. Der neue 
Verordnungsvorschlag, der in Drucksache V/2044 
enthalten ist, widerspricht weitgehend den bisheri- 
gen handelspolitischen Geflogenheiten der Bundes- 


republik. Er führt ein Einfuhrkontrollsystem ein, das 
traditionelle Handelsströme einerseits, aber auch 
die besonderen Ziele der deutschen Ost-Europa- 
Politik andererseits beeinträchtigen könnte. Der 
Ausschuß hat deshalb Veranlassung genommen, der 
Bundesregierung in einem Brief für die Verhand- 
lungen in Brüssel seine Meinung darzulegen. Dieser 
Brief sei hier zitiert und zum Bestandteil des Be- 
richtes und damit auch der Beschlußfassung des Ho- 
hen Hauses gemacht. Der Brief hat folgenden Wort- 
laut: 

„Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen hat sich sehr eingehend mit dem Vorschlag 
der Kommission für eine Verordnung des Rats zur 
Einführung einer besonderen Einfuhrregelung für 
bestimmte Erzeugnisse aus bestimmten Drittlän- 
dern — Drucksache V/2044 — beschäftigt. Er emp- 
fiehlt zunächst — wie bereits geschehen — bei 
dem Vorschlag, die Verordnung EWG 3/63 zu 
verlängern, zu bleiben. 

Der Ausschuß hält es aber darüber hinaus für 
dringend erforderlich, daß der unter Drucksache 
V/2044 vorliegende Entwurf eingehend überprüft 
wird. Von der Sache her ist der Ausschuß der 
Meinung, daß die hier beabsichtigten Einfuhrkon- 
trollen die Einfuhren aus den osl- und südost- 
europäischen Ländern, aber auch aus anderen 
Drittländern, wesentlich beeinträchtigen können. 
Außerdem hält es der Ausschuß für völlig unge- 
rechtfertigt, bei nicht vorhandener gemeinsamer 
Handelspolitik der europäischen Gemeinschaften 
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durch diese Verordnung auf einem sehr begrenz- 
ten Gebiet solche Ergebnisse vorwegzunehmen. 
Weiter wird gegen das vorgesehene Verfahren 
eingewandt, daß hier die gleichen Grundsätze und 
das gleiche Verfahren für die Regelung des 
Außenhandels mit Ländern der freien Welt und 
mit Zentralhandelsländern vorgesehen sind. 

Der Ausschuß ist der Meinung, die Bundesregie- 
rung müsse unter allen Umständen, bevor ein 
Verordnungsvorschlag solchen Inhaltes Wirklich- 
keit wird, Verständigung über eine gemeinsame 
Handelspolitik mit den übrigen Mitgliedsländern 
erzielen. 

Der Ausschuß ist darüber hinaus der Meinung, 
daß die hier beabsichtigten Maßnahmen und de- 
ren Wirkungen die deutschen Interessen in er- 
heblichem Umfange verletzen. Die Bundesregie- 
rung hat zum wiederholten Male zu erkennen ge- 
geben, daß sie eine Normalisierung der Beziehun- 
gen — - und dabei auch der Handelsbeziehungen 
— zu den ost- und südosteuropäischen Ländern 
anstrebt und insoweit die Außenwirtschaftspolitik 
hier als Bestandteil ihrer Gesamtpolitik gegen- 
über den Ländern dieses Teils Europas ansehen 
muß. Der Ausschuß teilt diese Auffassung und 
bittet die Bundesregierung, auch diesen Gesichts- 
punkt verstärkt zur Geltung zu bringen. Der Aus- 
schuß hält es jedoch für geboten, daß die durch 


die langjährigen Erfahrungen erprobten Verfah- 
rensgrundsätze, die einerseits der Freiheit des 
Außenwirtschaftsverkehrs Rechnung tragen, an- 
dererseits im Verkehr mit Staatshandelsländern 
den für die freie Unternehmerschaft notwendigen 
Schutz gegenüber dem unterschiedlichen Wirt- 
schaftssystem gewähren, gegenüber der Kommis- 
sion vertreten werden. 

Im übrigen teilt der Ausschuß die Bedenken des 
Bundesrats, daß der Übergang von Zuständigkei- 
ten auf dem Gebiet des Außenhandels, — ins- 
besondere im Verkehr mit den Staatshandelslän- 
dern — von der Kommission erst dann vorgese- 
hen werden sollte, wenn, wie oben dargelegt, die 
Grundsätze einer gemeinsamen Handelspolitik 
festgelegt worden sind." 

Der federführende Ausschuß kommt aus den hier 
dargelegten Gründen zu dem Ergebnis, der Bundes- 
regierung zu empfohlen, die Weitergeltung der 
Verordnung EWG 3/63 durchzusetzen und diesen 
Verordnungsentwurf abzulehnen. Deshalb lautet 
der Beschlußvorschlag, daß der Bundestag von der 
Verordnung — Drucksache V/2044 — - Kenntnis 
nehme und der Bundesregierung empfehle, bei der 
Beschlußfassung im Rat diese Verordnung abzuleh- 
nen. Der Ausschuß ersucht das Hohe Haus, diesem 
Beschlußvorschlag unter Buchstabe B — Antrag des 
Ausschusses — zu entsprechen. 


Bonn, den 14. Dezember 1967 


Erwin Lange 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von der Verordnung - — Drucksache V/2044 — 
Kenntnis zu nehmen, 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, 

bei der Beschlußfassung im Rat die Verordnung 
abzulehnen. 

Bonn, den 14. Dezember 1967 

Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Erwin Lange 

V orsitzender Berichterstatter 


angenommen in der 145. Plenarsitzung am 15. Dezember 1967 
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